
EuGH, Rs. C-752/18 – Deutsche Umwelthilfe e.V. 

gegen Freistaat Bayern – Vorabentscheidungsersu-

chen des BayVGH: 

Sind 1. das in Art. 4 Abs. 3 Unterabs. 2 EUV verankerte 

Gebot, dem zufolge die Mitgliedstaaten alle geeigneten 

Maßnahmen zur Erfüllung der Verpflichtungen zu er-

greifen haben, die sich aus den Verträgen oder den 

Handlungen der Organe der Union ergeben, … 

so auszulegen, dass ein deutsches Gericht berechtigt – 

und gegebenenfalls sogar verpflichtet – ist, gegenüber 

Amtsträgern eines deutschen Bundeslandes Zwangshaft 

anzuordnen, um auf diese Weise die Verpflichtung die-

ses Bundeslandes zur Fortschreibung eines Luftquali-

tätsplans im Sinne von Art. 23 der Richtlinie 2008/50 

mit einem bestimmten Mindestinhalt durchzusetzen, 

wenn dieses Bundesland rechtskräftig verurteilt wurde, 

eine Fortschreibung mit diesem Mindestinhalt vorzu-

nehmen, und 

– mehrere gegenüber dem Bundesland vorgenommene 

Zwangsgeldandrohungen und Zwangsgeldfestsetzungen 

fruchtlos geblieben sind,… 

– sich das rechtskräftig verurteilte Bundesland sowohl 

gegenüber den Gerichten als auch öffentlich – und dies 

u. a. durch seinen ranghöchsten politischen Amtsträger 

gegenüber dem Parlament – dahin gehend festgelegt hat, 

dass es die gerichtlich auferlegten Pflichten im Zusam-

menhang mit der Luftreinhalteplanung nicht erfüllen 

wird …?  



Schlussanträge des Generalanwalts vom 14.11.2019: 

90.      Angesichts der vorstehenden Erwägungen schla-

ge ich dem Gerichtshof vor, die vom Bayerischen Ver-

waltungsgerichtshof (Deutschland) zur Vorabentschei-

dung vorgelegte Frage wie folgt zu beantworten: 

Das Unionsrecht … ist dahin auszulegen, dass das nati-

onale Gericht, um die effektive Durchführung der Richt-

linie 2008/50/EG des Europäischen Parlaments und des 

Rates vom 21. Mai 2008 über Luftqualität und saubere 

Luft für Europa sicherzustellen und zu diesem Zweck 

die Amtsträger dazu anzuhalten, eine rechtskräftige ge-

richtliche Entscheidung zu befolgen, weder verpflichtet 

noch auch nur befugt ist, ihnen gegenüber eine frei-

heitsentziehende Maßnahme wie die Zwangshaft zu 

verhängen, wenn eine derartige Maßnahme für diesen 

Personenkreis nicht durch eine klare, vorhersehbare, zu-

gängliche und willkürfreie nationale gesetzliche Rege-

lung vorgesehen ist. 

Das Urteil ist für den 19.12.2019 angekündigt. 


